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men, Jordanien, Kroatien, Mosambik, Ni-
caragua, Peru, Senegal, Simbabwe, Thai-
land, Tschad und Venezuela) jedoch konn-
ten diese Verpflichtung (gemäß Artikel 5)
bislang nicht einhalten, erhielten aber be-
reits eine Verlängerung um zehn Jahre.
Drei weitere Staaten – Argentinien, Kam-
bodscha und Tadschikistan – beantrag-
ten auf der Konferenz eine Fristverlänge-
rung. 

Einen Schwerpunkt der Konferenz bil-
dete die Opferhilfe. Problematisch sei de-
ren Unterfinanzierung: Lediglich durch-
schnittlich sechs bis sieben Prozent der
weltweiten Mittel für Minenräumpro-
gramme werden für die Opferhilfe aufge-
wandt. Die Zahl der überlebenden Opfer
wird weltweit auf 500 000 geschätzt. Im
Jahr 2008 forderten Landminen und Blind-
gänger laut der Internationalen Kampa-
gne zum Verbot von Anti-Personen-Mi-
nen (ICBL) 5197 Tote und Verletzte.

Von Seiten nichtstaatlicher Organisa-
tionen wurde an der uneinheitlichen De-
finition von Anti-Personen-Minen Kritik
geübt. Dadurch entstünde Raum für
Schlupflöcher. Das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz (IKRK) und die
ICBL forderten die Vertragsstaaten auf,
die Interpretation der zentralen Artikel 1
(Allgemeine Verpflichtungen) und 2 (Be-
griffsbestimmungen) der Konvention zu
überdenken. Die ICBL bemängelte den
›Cartagena Action Plan‹, da dieser keine
einzige spezifische Maßnahme die Arti-
kel 1 und 2 betreffend beinhalten würde.
Außerdem sei es unverständlich, dass sich
nach zehn Jahren noch immer nicht alle
Staaten auf eine einheitliche Definition
von Anti-Personen-Minen verständigt hät-

ten. Die Slowakei forderte, dass sich das
Verbot an der Wirkung und nicht an der
Bezeichnung der Mine orientieren müsse.

Die Konferenz hob positiv die Entwick-
lung einiger nationaler Aktionspläne her-
vor ebenso wie die Nutzung von Synergien
(Verbesserung von Physiotherapie- und
Rehabilitationsprogrammen) zwischen
Konventionen (Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen und
Ottawa-Konvention). Allerdings wurde
ein besonderer Bedarf für den Bereich
der sozioökonomischen Einbindung der
Opfer festgestellt. IKRK-Vizepräsidentin
Christine Beerli gab zu Bedenken, dass
sich für viele Minenopfer die in das Über-
einkommen gesetzten Hoffnungen auch
zehn Jahre nach seinem Inkrafttreten noch
nicht erfüllt hätten. Es mangele vielfach
an Gesundheits- und Sozialdiensten für
eine würdevolle Integration von Landmi-
nenopfern.

In der ›Erklärung von Cartagena‹, die
von allen anwesenden Vertragsstaaten un-
terzeichnet wurde, betonten diese, die In-
teressen aller Opfer bei der Umsetzung der
Konvention wahren zu wollen – wobei
Würde und Wohlergehen der Überleben-
den, ihrer Familien und der Gesellschaften
im Mittelpunkt der Bemühungen stünden.

Webseite der Konferenz: Second Review Conference
of the States Parties to the Convention on the Pro-
hibition of the Use, Stockpiling, Production and
Transfer of Anti-Personnel Mines and on Their De-
struction, Cartagena (Kolumbien), 30.11.–4.12.2009,
http://www.cartagenasummit.org/ Abschlussdoku-
mente: Cartagena Action Plan 2010 – 2014: Ending
The Suffering Caused by Anti-Personnel Mines; A
Shared Commitment for a Mine-free World: The
2009 Cartagena Declaration, Cartagena (Kolum-
bien), 4.12.2009.

Beratender Ausschuss 
des Menschenrechtsrats: 
2. und 3. Tagung 2009 
■ Recht auf Nahrung bekräftigt
■ Verfahrensordnung verabschiedet
■ Grundsätze zu den Rechten Lepra-

Kranker ausgearbeitet

Norman Weiß

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Norman

Weiß, Beratender Ausschuss des Menschenrechts-

rats, 1. Tagung 2008, VN, 6/2008, S. 271f., fort.)

Der Beratende Ausschuss des Menschen-
rechtsrats (Advisory Committee – AC) ist
das Nachfolgeorgan der ehemaligen Men-
schenrechts-Unterkommission der ehema-
ligen Menschenrechtskommission. Er wur-
de mit Resolution 5/1 des Menschenrechts-
rats vom 18. Juni 2007 eingerichtet. Der
Ausschuss besteht aus 18 unabhängigen
Sachverständigen, die in ihrer persönli-
chen Eigenschaft dem Menschenrechts-
rat (MRR) beratend zur Seite stehen. Der
AC kommt zu ein oder zwei Tagungen
(maximal zehn Arbeitstage) im Jahr in
Genf zusammen. Er stellt dem MRR Ex-
pertise zur Verfügung, in erster Linie in
Form von Studien und forschungsbasier-
ter Beratung. 

2. Tagung

Der Beratende Ausschuss kam vom 26. bis
30. Januar 2009 zu seiner zweiten Tagung
zusammen. Er verabschiedete sieben Emp-
fehlungen (recommendations) im Konsens. 

Empfehlung 2/2 betrifft die Zusam-
menarbeit mit anderen Unterorganen des
MRR; der AC benennt darin verantwort-
liche Mitglieder für die Beziehungen zum
Sozialforum, zum Forum für Minderhei-
tenfragen und zum Expertenmechanis-
mus für die Menschenrechte der indige-
nen Völker.

Beruhend auf Resolution 6/10 des MRR
diskutierte der Beratende Ausschuss auf
Grundlage von Vorarbeiten der Arbeits-
gruppe Menschenrechtsbildung und -trai-
ning deren Fortschrittsbericht. Er empfahl
dem MRR, diesen Fortschrittsbericht an-
zunehmen, die Arbeitsgruppe dazu zu er-
muntern, eine Erklärung zu Menschen-

Umsetzung der Ottawa-Konvention

Kriterien 1999–2004 2005–2009

Verminte Staaten  
(Landminen und Blindgänger) 

84 (1999) 70 (2009)

Herstellerstaaten 51 (1999) 13 (2008)

Staaten, die Minen einsetzen 15 (1999) 2 (2008)

Vertragsstaaten 143 (2004) 156 (2009)

Registrierte Opfer 
(Landminen und Blindgänger)

ca. 42 500 ca. 31 000

Von Vertragsstaaten zerstörte 
Anti-Personen-Minen

37,3 Mio. (2004) 44  Mio.  (2008) 

Geräumte Fläche 3300 km2 (seit 1999)

Fördermittel für Minenräumprogramme 1,75 Mrd. 
US-Dollar

1,8 Mrd. 
US-Dollar

Überlebende Opfer ca. 500 000 (Stand 2008)

Quellen: Internationale Kampagne zum Verbot von Anti-Personen-Minen (ICBL), Landmine Monitor 2004; ICBL, Landmine Monitor 2009.
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rechtsbildung und -training zu erarbeiten
und das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte
dazu aufzurufen, ein informelles Exper-
tenseminar zum Thema auszurichten
(Empfehlung 2/1). Der AC legte in die-
sem Zusammenhang auf die kontinuier-
liche Einbeziehung der relevanten Akteu-
re ebenso Wert wie auf die Berücksichti-
gung von Erfahrungen der verschiedenen
Menschenrechtsmechanismen (Vertrags-
organe und Sonderberichterstatter). Der
Beratende Ausschuss hob das Konzept des
lebenslangen Lernens hervor ebenso wie
die Notwendigkeit, ein von Diskriminie-
rungen freies Lernumfeld zu schaffen. Be-
sonderes Augenmerk sei ferner auf eine
wissenschaftlich abgesicherte Lehrplanung
und auf kontinuierliche Weiterbildung der
beteiligten Lehrkräfte zu legen.

Empfehlung 2/7 beschäftigt sich mit
dem Recht auf Nahrung. Der AC erinner-
te daran, dass 923 Millionen Menschen
hungern und unter Fehlernährung oder
Nahrungsmittelunsicherheit leiden, ob-
wohl die globale Landwirtschaftsproduk-
tion zwölf Milliarden Menschen ernähren
könnte. Zu den Folgen der Nahrungs-
mittelkrise zählte der AC unter anderem
eine zunehmende, zum Teil extreme Ar-
mut, insbesondere unter Frauen und Kin-
dern. Vor diesem Hintergrund unterstrich
der Ausschuss die Verantwortung der Staa-
ten, das Recht auf Nahrung ihrer eigenen
Bevölkerung sicherzustellen. Er empfahl
dem MRR, die Staaten dazu aufzufordern,
allein sowie im Rahmen internationaler
Organisationen wirksame Maßnahmen
gegen Preisspekulationen zu ergreifen. Bio-
treibstoffe sollten nicht aus Grundnah-
rungsmitteln hergestellt werden; entspre-
chende Förder- und Subventionsprogram-
me seien einzustellen.

Der AC griff das Thema Diskriminie-
rung von Menschen mit Lepra und ihren
Familienangehörigen auf und empfahl dem
Menschenrechtsrat, das von Ausschuss-
mitglied Shigeki Sakamoto vorgelegte Ar-
beitspapier anzunehmen und zur Grund-
lage weiterer, anwendungsorientierter Ar-
beiten zu machen (Empfehlung 2/3).

In Empfehlung 2/4 erinnert der Aus-
schuss einerseits an den vom MRR erteil-
ten Auftrag, durchgängig eine Geschlech-
terperspektive in die Ausführung seines
Mandats zu integrieren, und andererseits
an den selbst formulierten Ansatz, die
Menschenrechte von Frauen in der ge-

samten Arbeit der Vereinten Nationen zu
berücksichtigen. Der AC empfiehlt  dem
Rat, ihn damit zu beauftragen, einen Ent-
wurf für Richtlinien über Methoden zur
Umsetzung des ›gender mainstreaming‹
auszuarbeiten.

Außerdem beschäftigte sich der Bera-
tende Ausschuss mit dem Schutz der Zi-
vilbevölkerung in bewaffneten Konflik-
ten. In Empfehlung 2/5 weist er auf die
vom MRR angestrebte Expertenanhörung
zu diesem Thema hin und regt an, der Rat
möge den AC auffordern, eines seiner Mit-
glieder zu bestimmen, das an diesem Ex-
pertengespräch teilnehmen und dem AC
darüber berichten soll.

Schließlich wendete sich der Ausschuss
dem Thema vermisste Personen zu. Die im
Januar eingesetzte Arbeitsgruppe, der auch
das deutsche Mitglied Wolfgang S. Heinz
angehört, soll auf der nächsten Tagung ih-
re Ergebnisse vorstellen.

3. Tagung

Zu seiner dritten Tagung kam der Bera-
tende Ausschuss vom 3. bis 7. August
2009 zusammen. Er verabschiedete insge-
samt sechs Empfehlungen und seine Ver-
fahrensordnung. Letztere unterstreicht die
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der
Ausschussmitglieder (Regel 1), die durch
eine Inkompatibilitätsbestimmung (Re-
gel 2) unterstrichen wird. Die Think-tank-
Funktion des AC wird in Regel 17 zu-
gleich unterstrichen und beschränkt: Je-
des Mitglied kann dem Ausschuss im Rah-
men seines vom MRR vorgezeichneten
Tätigkeitsbereichs einen Forschungsvor-
schlag einreichen. Wenn sich der AC dem
Vorschlag anschließt, muss das Vorhaben
vom MRR genehmigt werden. Als Form
für diese Vorschläge sieht die Verfahrens-
ordnung das Arbeitspapier vor, das unter
anderem die Relevanz der Untersuchung,
ihren Gegenstand und Zweck sowie einen
Zeitplan enthalten soll.

Thematisch setzte der AC die Arbeit
der zweiten Tagung fort, griff aber auch
zwei neue Fragen auf: zum einen die För-
derung des Rechts der Völker auf Frie-
den und zum anderen die Menschenrech-
te älterer Menschen.

Mit Blick auf die Diskriminierung von
Menschen mit Lepra und ihrer Familien-
angehörigen unterstreicht der Ausschuss
in Empfehlung 3/1, dass die Betroffenen
nicht nur an der Krankheit, sondern dar-
über hinaus auch unter weitreichender po-

litischer, rechtlicher, wirtschaftlicher und
sozialer Diskriminierung leiden. Der Aus-
schuss macht sich die aus dem auf der 2.
Tagung vorgelegten Arbeitspapier über-
nommenen Grundsätze und Richtlinien
über die Diskriminierung von Menschen
mit Lepra und ihrer Familienangehörigen
zu eigen und empfiehlt sie dem MRR zur
Annahme. Der Rat solle sie allen relevan-
ten UN-Gremien, aber auch den Mitglied-
staaten zur angemessenen Beachtung em-
pfehlen.

Die Grundsätze erinnern an die Men-
schenwürde der von Lepra betroffenen
Menschen, die Inhaber sämtlicher Men-
schenrechte und Grundfreiheiten seien. Sie
müssten vor jeglicher Diskriminierung ge-
schützt werden und insbesondere die fol-
genden Rechte ›wie jeder andere auch‹
genießen:
■ Recht auf Heirat, Familie, Elternschaft;
■ Recht auf Staatsangehörigkeit und

Identitätsdokumente;
■ Recht auf Mitwirkung an öffentlichen

Angelegenheiten, einschließlich des pas-
siven Wahlrechts; sowie

■ Recht auf vollständige Entwicklung
ihrer Persönlichkeit.

Die Richtlinien, die diese Grundsätze
weiter ausführen, unterstreichen die Be-
deutung der Bewusstseinsbildung durch
Information und Menschenrechtsbildung.
Schließlich wird auf die Notwendigkeit
hingewiesen, Strategien zur effektiven Um-
setzung und Weiterverfolgung zu ent-
wickeln.

Empfehlung 3/2 behandelt auf der
Grundlage eines Arbeitspapiers das The-
ma vermisste Personen. Die Arbeitsgrup-
pe wird aufgefordert, ihre Studie über die
besten Verfahrensweisen in Bezug auf ver-
misste Personen in Konfliktsituationen
weiterzuführen und ihre Ergebnisse auf
der vierten Tagung vorzulegen.

Mit Empfehlung 3/3 greift der AC die
Arbeit der Arbeitsgruppe zu Menschen-
rechtsbildung und -training auf, die ein
breites Echo bei internationalen, nationa-
len und nichtstaatlichen Akteuren gefun-
den habe. Er unterstützt die Fortsetzung
der Arbeit und empfiehlt die gezielte Ein-
bindung weiterer Akteure.

Eine Studie über Diskriminierung in Zu-
sammenhang mit dem Recht auf Nahrung,
die der MRR mit seiner Resolution 10/12
in Auftrag gegeben hatte, wird der bereits
bestehenden Arbeitsgruppe zum Recht auf
Nahrung übertragen (Empfehlung 3/4).



VEREINTE NATIONEN 1/2010 31

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Umwelt

Hinsichtlich der Förderung des Rechts
der Völker auf Frieden beauftragt der AC
sein Mitglied Miguel Alfonso Martínez,
ein Arbeitspapier zur Notwendigkeit ei-
ner diesbezüglichen Studie zu erstellen
(Empfehlung 3/5).

Die Menschenrechte älterer Menschen
sind nach Ansicht des AC in unterschied-
lichen wirtschaftlichen, institutionellen
und familiären Konstellationen gefährdet.
Deshalb wird Chinsung Chung aufgefor-
dert (Empfehlung 3/6), bis zur vierten Ta-
gung ein Arbeitspapier zu erstellen.

Der AC hat sich rasch als sachorien-
tiertes Gremium etabliert. Sein Erfolg wird
davon abhängen, dass es ihm gelingt, die
Balance zwischen menschenrechtlich Wün-
schenswerten und politisch Durchsetzba-
rem zu wahren.

Berichte: Report of the Advisory Committee on Its
Second Session, Genf, 26.–30. Januar 2009, UN Doc.
A/HRC/AC/2/2 v. 24.2.2009; Report of the Advisory
Committee on Its Third Session, Genf, 3.–7. August
2009, UN Doc. A/HRC/AC/3/2 v. 9.10.2009.

Klimarahmenkonvention: 
15. Vertragsstaatenkonferenz 2009
Kyoto-Protokoll:
5. Vertragsstaatenkonferenz 2009
■ Verhandlungen in der Sackgasse
■ Kopenhagen-Vereinbarung ›zur 

Kenntnis genommen‹
■ Zwei-Grad-Ziel anerkannt

Jürgen Maier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Jürgen Maier

über die Klimarahmenkonvention und das Kyoto-

Protokoll, VN, 1/2008, S. 27ff., fort.)

Die Klimakonferenz von Kopenhagen vom
7. bis 19. Dezember 2009 stellt eine Zä-
sur in den Klimaverhandlungen dar. Mit
etwa 120 teilnehmenden Staats- und Re-
gierungschefs hat die 15. Vertragsstaa-
tenkonferenz (VSK) des Rahmenüberein-
kommens der Vereinten Nationen über
Klimaänderungen (kurz: Klimarahmen-
konvention), gleichzeitig die 5. Konferenz
der Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls,
die Fachnische der Umweltministerien ver-
lassen und ist im Zentrum der Weltpolitik

angekommen. Allerdings erleichtert dies
den Verhandlungsprozess keineswegs: In
den Klimaverhandlungen spielen inzwi-
schen wirtschaftspolitische Interessen eine
größere Rolle als die Umweltpolitik oder
die von den Klimawissenschaftlern ein-
dringlich betonten wissenschaftlichen An-
forderungen an die Klimapolitik. Es kann
daher nicht verwundern, dass die völlig
verfahrene Verhandlungslage in der Welt-
handelsorganisation (WTO) sich zuneh-
mend auf die Klimaverhandlungen über-
trägt. Letztlich geht es um nicht weniger
als die globalen Machtverhältnisse in der
Weltpolitik des 21. Jahrhunderts. In Ko-
penhagen sah sich die Welt von einem
amerikanisch-chinesischen Duopol gera-
dezu in Geiselhaft genommen: Die beiden
größten Treibhausgas-Emittenten, verant-
wortlich für 40 Prozent der globalen Emis-
sionen, bewegten sich während der Kon-
ferenz keinen Millimeter. Solange dies sich
nicht ändert, steckt der Verhandlungspro-
zess fest. Die Europäische Union, Japan
und andere üblicherweise wichtige Akteure
fanden sich dagegen plötzlich in einer Ne-
benrolle. Die in der Gruppe der 77 (G-77)
zusammengefassten Entwicklungs- und
Schwellenländer sind durch innere Inter-
essengegensätze kaum noch handlungs-
fähig. Die G-77 tritt immer mehr in den
Hintergrund und wird durch die eigenstän-
dig handelnden großen Schwellenländer
und einzelnen Teilgruppen von Entwick-
lungsländern ersetzt. 

Am Nachmittag des 19. Dezembers en-
dete die Konferenz nach einem turbulen-
ten Minister-Segment mit der so genann-
ten Kopenhagen-Vereinbarung (Copen-
hagen Accord). Sie war über 24 Stunden
lang in Anwesenheit von etwa 30 Staats-
und Regierungschefs verhandelt worden.
Diese Vereinbarung wurde im Plenum von
Sudan, einigen linksgerichteten latein-
amerikanischen Ländern wie Venezuela
und Bolivien sowie von Tuvalu abgelehnt.
Die Konferenz konnte die Vereinbarung
daher nur ›zur Kenntnis nehmen‹ wodurch
ihr Status und der Status der in ihr enthal-
tenen Maßnahmen unklar sind. Zwar ste-
hen die etwa 30 Staaten, die den Text aus-
gehandelt haben, für etwa 80 Prozent der
globalen Emissionen, sollte diese oder ei-
ne ähnliche Vereinbarung aber nicht spä-
testens bei der nächsten Konferenz im
Konsens angenommen werden, müsste
wohl Artikel 7.2 c) der Konvention zur
Anwendung kommen, wonach die Ver-

einten Nationen gemeinsame Maßnah-
men mehrerer Mitgliedstaaten koordinie-
ren können.

Die Vereinbarung

Die Kopenhagen-Vereinbarung ist zwölf
Absätze lang und enthält drei wesentli-
che Komponenten: 

1. Emissionsminderung: Alle unterstüt-
zenden Staaten bekennen sich zum Ziel,
den globalen Temperaturanstieg auf un-
ter zwei Grad zu begrenzen. Dieses Ziel
und der Fortschritt bei der Umsetzung der
dafür nötigen Minderungsmaßnahmen sol-
len im Jahr 2015 überprüft werden. Die
Industrieländer verpflichten sich zu (noch
zu definierenden) Minderungszielen bis
zum Jahr 2020. Entwicklungsländer sa-
gen freiwillige selbstfinanzierte Klima-
schutzmaßnahmen zu und verpflichten
sich, über von Industrieländern unterstütz-
te Maßnahmen international Rechenschaft
abzulegen. Selbstfinanzierte Minderungs-
maßnahmen sollen auf Grundlage inter-
nationaler Kriterien national überprüft
werden. Darüber soll alle zwei Jahre im
Rahmen von Staatenberichten informiert
werden. Die Einzelheiten sind noch sehr
umstritten: Insbesondere China und In-
dien bestehen auf Minimallösungen, weil
sie ihre Souveränitätsrechte in Gefahr se-
hen. Die Ziele und Maßnahmen von In-
dustrie- und Entwicklungsländern wur-
den noch nicht festgelegt, sollten aber bis
zum 31. Januar 2010 in die Anhänge der
Vereinbarung eingetragen werden, nach
dem Motto: Jeder Staat legt selbst fest,
was er tun will. 

2. Finanzierung: Die Industrieländer be-
kennen sich dazu, für die Zeit von 2010
bis 2012 bis zu 30 Milliarden US-Dollar
für den Klimaschutz in Entwicklungslän-
dern zur Verfügung zu stellen. Die EU er-
klärte sich bereit, die höchste Summe von
10,6 Milliarden US-Dollar aufzubringen.
Für das Jahr 2020 wird das Ziel verein-
bart, bei ausreichenden und transparen-
ten Minderungsangeboten der Entwick-
lungsländer jährlich 100 Milliarden US-
Dollar für Klimaschutzmaßnahmen zu
mobilisieren. Ein neues ›High-level Panel‹
soll den Fortschritt zur Erreichung dieses
Zieles überprüfen. Außerdem soll ein
Fonds (Copenhagen Green Climate Fund)
gegründet werden, durch den ein wesent-
licher Teil der Gelder fließen soll. 

3. Institutionen: Zur Unterstützung von
Entwicklungsländern bei Technologiepro-
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